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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Gesundheit (15. Ausschuß) 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 12/6961 — 

Entwurf eines Gesetzes zur Überwachung des Verkehrs mit Grundstoffen, 
die für die unerlaubte Herstellung von Betäubungsmitteln mißbraucht 
werden können (Grundstoffüberwachungsgesetz — GÜG) 

A. Problem 

Der Gesetzentwurf verfolgt das Ziel, die mißbräuchliche Abzwei-
gung und Verwendung von bestimmten chemischen Erzeugnissen 
(Grundstoffen) zum Zwecke der unerlaubten Herstellung von 
Betäubungsmitteln zu unterbinden bzw. strafrechtlich zu verfol-
gen. 

B. Lösung 

Für das Herstellen und Inverkehrbringen von 22 Grundstoffen 
einschließlich ihrer Zubereitungen sind umfassende Kontrollmaß-

nahmen vorgesehen, die in der Richtlinie 92/109/EWG für alle 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft gleichermaßen verbindlich 
geregelt sind. Kontrollmaßnahmen sind insbesondere Erlaubnisse 
und Anzeigen über das Herstellen und Inverkehrbringen von 
Grundstoffen, Aufzeichnungen, Kennzeichnungen sowie die 

Benennung eines Verantwortlichen in jedem Betrieb, der Grund-
stoffe herstellt oder in den Verkehr bringt. Darüber hinaus sind die 
Pflicht der Bet riebe zur Zusammenarbeit mit den zuständigen 
Behörden, die gegenseitige Unterrichtung der Behörden sowie 
Bußgeld- und Strafvorschriften vorgesehen. 

Die von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten und vom 

Ausschuß angenommenen Änderungen greifen im wesentlichen 
Anregungen des Bundesrates auf. 

Einstimmigkeit bei Enthaltungen 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Bund und Länder werden infolge der Durchführung dieses Geset-

zes unterschiedlich mit Kosten belastet. Für die Gemeinden entste-
hen keine Kosten. Mit einem derzeit nicht quantifizierbaren 
Personalmehrbedarf sowie Folgekosten im Sachmittelbereich beim 
Zollkriminalamt und beim Bundesgesundheitsamt ist zu rechnen. 
Darüber hinausgehende Mehrkosten für die Haushalte der Länder 
lassen sich gegenwärtig noch nicht beziffern. Sie werden in erster 
Linie davon abhängen, in welchem Umfang die Überwachung und 
Kontrolle nach diesem Gesetz zu einer Ausweitung der Ermitt-
lungstätigkeit der Strafverfolgungsbehörden führen wird. Dies läßt 
sich derzeit nicht voraussagen. Andererseits kann das Bundesge-
sundheitsamt für die nach diesem Gesetz erforderlichen Erlaub-
nisse und Genehmigungen von den beteiligten Wirtschaftsunter-
nehmen Gebühren erheben, wenn dies in einer Rechtsverordnung 
bestimmt wird. Auswirkungen auf die Einzelpreise sind daher nicht 
auszuschließen. Vom Umfang der möglichen Gebühren her wer-
den meßbare Auswirkungen auf das Preisniveau jedoch nicht 

erwartet. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf der Bundesregierung — Drucksache 12/6961 — 
in  der aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fas-
sung anzunehmen. 

Bonn, den 16. Mai 1994 

Der Ausschuß für Gesundheit 

Dr. Dieter Thomae 

Vorsitzender 

Gudrun Schaich-Walch 

Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Überwachung des Verkehrs mit Grundstoffen, 
die für die unerlaubte Herstellung von Betäubungsmitteln mißbraucht werden können 
(Grundstoffüberwachungsgesetz — GÜG)*) 
— Drucksache 12/6961 — 
mit den Beschlüssen des Ausschusses für Gesundheit (15. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Überwachung 
des Verkehrs mit Grundstoffen, 

die für die unerlaubte Herstellung 
von Betäubungsmitteln mißbraucht werden können 

(Grundstoffüberwachungsgesetz — GÜG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

1. ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

§1 
Zweck des Gesetzes 

Die in diesem Gesetz vorgesehenen Maßnahmen 
verfolgen den Zweck, 

1. die Abzweigung von Grundstoffen für die uner-
laubte Herstellung von Betäubungsmitteln zu ver-
hindern und 

2. Verstöße gegen die Vorschriften dieses Gesetzes 
sowie der Verordnung (EWG) Nr. 3677/90 in der 
jeweils geltenden Fassung als Straftaten oder Ord-
nungswidrigkeiten zu verfolgen. 

§2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes ist 

1. Grundstoff: ein erfaßter Stoff im Sinne des Arti-
kels 1 Abs. 2 Buchstabe a in Verbindung mit dem 

*) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 
92/109/EWG des Rates vom 14. Dezember 1992 über die 
Herstellung und das Inverkehrbringen bestimmter Stoffe, die 
zur unerlaubten Herstellung von Suchtstoffen und psycho-
tropen Stoffen verwendet werden (ABI. EG Nr. L 370 
S. 76).  

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Überwachung 
des Verkehrs mit Grundstoffen, 

die für die unerlaubte Herstellung 
von Betäubungsmitteln mißbraucht werden können 

(Grundstoffüberwachungsgesetz — GÜG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

1. ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

unverändert 

§2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes ist 

1. unverändert 
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Entwurf 

Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 3677/90 des 
Rates vom 13. Dezember 1990 über Maßnahmen 
gegen die Abzweigung bestimmter Stoffe zur uner-
laubten Herstellung von Suchtstoffen und Psycho-
tropen Substanzen (ABl. EG Nr. L 357 S. 1) in der 
jeweils geltenden Fassung; 

2. Gemeinschaft: die Europäischen Gemeinschaften; 

3. Drittland: ein Land außerhalb der Gemeinschaft; 

4. Einfuhr: die körperliche Verbringung von Grund-
stoffen im Sinne des Artikels 1 Abs. 2 Buchstabe b 
der Verordnung (EWG) Nr. 3677/90 in der jeweils 
geltenden Fassung sowie die körperliche Verbrin-
gung von Grundstoffen in einen nicht zum Zollge-
biet der Gemeinschaft gehörenden Teil des 
Hoheitsgebietes der Bundesrepublik Deutschland 
aus einem Drittland; 

5. Ausfuhr: die körperliche Verbringung von Grund-
stoffen im Sinne des Artikels 1 Abs. 2 Buchstabe c 
der Verordnung (EWG) Nr. 3677/90 in der jeweils 
geltenden Fassung sowie die körperliche Verbrin-
gung von Grundstoffen aus einem nicht zum Zoll-
gebiet der Gemeinschaft gehörenden Teil des 
Hoheitsgebietes der Bundesrepublik Deutschland 
in ein Drittland; 

6. Durchfuhr: die Beförderung von Grundstoffen im 
Sinne des Artikels 1 Abs. 2 Buchstabe d der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 3677/90 in der jeweils gelten-
den Fassung sowie die Beförderung von Grundstof-
fen zwischen Drittländern durch einen nicht zum 
Zollgebiet der Gemeinschaft gehörenden Teil des 
Hoheitsgebietes der Bundesrepublik Deutschland 
ohne weiteren als den durch die Beförderung oder 
den Umschlag bedingten Aufenthalt; 

7. Wirtschaftsbeteiligter: eine in Artikel 1 Abs. 2 
Buchstabe e der Verordnung (EWG) Nr. 3677/90 in 
der jeweils geltenden Fassung bezeichnete natürli-
che oder juristische Person; 

8. Herstellen: das Gewinnen, Synthetisieren, Anferti-
gen, Zubereiten, Be- oder Verarbeiten, Reinigen 
und Umwandeln von Grundstoffen; 

9. Inverkehrbringen: das Vorrätighalten zum Verkauf 
oder zu sonstiger Abgabe, das Feilhalten, das 
Feilbieten und die Abgabe an Dritte. 

§3 

Verbote 

Es ist verboten, Grundstoffe, wenn sie zur unerlaub-
ten Herstellung von Betäubungsmitteln verwendet 
werden sollen, herzustellen, mit ihnen Handel zu 
treiben, sie, ohne Handel zu treiben, einzuführen, 
auszuführen, durchzuführen, zu veräußern, abzuge-
ben, sonst in den Verkehr zu bringen, zu erwerben 
oder sich in sonstiger Weise zu verschaffen. 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. Inverkehrbringen: das Eröffnen der tatsächlichen 
Verfügung über Grundstoffe für einen Dritten. 

§3 

unverändert 
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Entwurf 

§4 

Allgemeine Vorkehrungen gegen Abzweigung 

(1) Wirtschaftsbeteiligte sind verpflichtet, 

1. im Rahmen der ihnen zumutbaren Sorgfalt Vorkeh-
rungen zu treffen, um eine Abzweigung von Grund-
stoffen zur unerlaubten Herstellung von Betäu-
bungsmitteln zu verhindern, 

2. einen Verantwortlichen (§ 5) für den von ihnen 
betriebenen Verkehr mit Grundstoffen, ausgenom-
men im Rahmen des Betriebs einer Apotheke oder 
einer tierärztlichen Hausapotheke, zu bestellen 
und dem Bundesgesundheitsamt zu benennen 
und 

3. im Rahmen ihres Geschäftsbetriebs festgestellte 
Tatsachen, einschließlich personenbezogener Da-
ten, die die Annahme rechtfertigen, daß zum Her-
stellen oder Inverkehrbringen, zur Einfuhr, Ausfuhr 
oder Durchfuhr bestimmte Grundstoffe möglicher-
weise zur unerlaubten Herstellung von Betäu-
bungsmitteln abgezweigt werden, der Gemeinsa-
men Stelle nach § 6 unverzüglich, erforderlichen-
falls fernmündlich, mitzuteilen. Mündliche Mittei-
lungen sind innerhalb von drei Tagen schriftlich zu 
wiederholen. Die mitgeteilten Daten dürfen nur für 
die in § 1 genannten Zwecke sowie zur Verhütung 
und Verfolgung der unerlaubten Herstellung von 
Betäubungsmitteln und der damit im Zusammen-
hang stehenden Straftaten verwendet werden. 

(2) Wer Tatsachen nach Absatz 1 mitteilt, die auf 
eine Straftat nach § 29 schließen lassen, kann wegen 
dieser Mitteilung nicht verantwortlich gemacht wer-
den, es sei denn, die Mitteilung ist vorsätzlich oder 
grob fahrlässig unwahr erstattet worden. 

§5 

Verantwortlicher für den Grundstoffverkehr 

(1) Der Verantwortliche hat darüber zu wachen, daß 
der von dem Wirtschaftsbeteiligten betriebene Ver-
kehr mit Grundstoffen unter Einhaltung der Vorschrif-
ten der §§ 3, 4, 7, 8, 13 bis 18 und 21 erfolgt. 

(2) Als Verantwortlicher ist je nach Rechtsform des 
Unternehmens des Wirtschaftsbeteiligten ein Mit-
glied des Vorstandes, ein Geschäftsführer, ein vertre-
tungsberechtigter Gesellschafter, der Wirtschaftsbe-
teiligte selbst oder eine sonstige Person aus dem 
Unternehmen zu bestellen, die zur Erfüllung der in 
Absatz 1 genannten Aufgaben uneingeschränkt in der 
Lage ist. 

§6 

Gemeinsame Stelle des Bundeskriminalamtes und 
des Zollkriminalamtes beim Bundeskriminalamt 

(1) Beim Bundeskriminalamt wird eine Gemein-
same Stelle von Zollkriminalamt und Bundeskriminal- 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

§4 

Allgemeine Vorkehrungen gegen Abzweigung 

(1) Wirtschaftsbeteiligte sind verpflichtet, 

1. im Rahmen der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt 
Vorkehrungen zu treffen, um eine Abzweigung von 
Grundstoffen zur unerlaubten Herstellung von 
Betäubungsmitteln zu verhindern, 

2. unverändert 

3. unverändert 

(2) unverändert 

§5 

unverändert 

§6 

Gemeinsame Stelle des Bundeskriminalamtes und 
des Zollkriminalamtes beim Bundeskriminalamt 

(1) unverändert 
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amt eingerichtet. Die Verantwortlichkeit wird von 
dem Bundesministerium des Innern und dem Bundes-
ministerium der Finanzen einvernehmlich festge-
legt. 

(2) Mitteilungen nach § 4 Abs. 1 Nr. 3, § 24 Abs. 3 
Satz 3 und § 26 Abs. 1 Satz 2 leitet die Gemeinsame 
Stelle der jeweiligen Zuständigkeit entsprechend an 
das Bundeskriminalamt oder das Zollkriminalamt 
weiter. 

(3) Die Gemeinsame Stelle übermittelt den Inhalt 
der Mitteilungen nach § 4 Abs. 1 Nr. 3 unverzüglich an 
das Bundesgesundheitsamt, soweit dies zur Erfüllung 
seiner Aufgaben nach diesem Gesetz oder der Verord-
nung (EWG) Nr. 3677/90 in der jeweils geltenden 
Fassung erforderlich ist. 

2. ABSCHNITT 

Vorschriften für den Verkehr 
mit Grundstoffen 

§7 

Erlaubnis 

(1) Einer Erlaubnis des Bundesgesundheitsamtes 
bedarf, wer die in Kategorie 1 des Anhangs der 
Verordnung (EWG) Nr. 3677/90 in der jeweils gelten-
den Fassung bezeichneten Grundstoffe herstellen, 
erwerben, an Dritte abgeben, veräußern oder sonst in 
den Verkehr bringen will. Die Erlaubnis wird dem 
Inhaber für seine Person, für eine bestimmte Betriebs-
stätte und für eine bestimmte Art der Grundstoffe und 
des Grundstoffverkehrs erteilt. Sie ist nicht übertrag-
bar. 

(2) Einer Erlaubnis nach Absatz 1 steht gleich eine 
Erlaubnis zum Betrieb einer Apotheke nach § 1 Abs. 2 
des Gesetzes über das Apothekenwesen. 

(3) Einer Erlaubnis nach Absatz 1 bedürfen nicht 

1. Betreiber einer tierärztlichen Hausapotheke, 

2. Bundes- und Landesbehörden für den Bereich ihrer 
dienstlichen Tätigkeit, die von ihnen mit der Unter-
suchung von Grundstoffen beauftragten Behörden 
sowie entsprechende ausländische Behörden. 

§8 

Antrag 

Der Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis nach § 7 
Abs. 1 ist beim Bundesgesundheitsamt zu stellen. Dem 
Antrag müssen folgende Angaben und Unterlagen 
beigefügt werden: 

1. der Name und der Vorname oder die Firma und die 
Anschrift des Antragstellers, 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

(2) Mitteilungen nach § 4 Abs. 1 Nr. 3, § 24 Abs. 3 
Satz 3 und § 26 Abs. 1 Satz 3 leitet die Gemeinsame 
Stelle der jeweiligen Zuständigkeit entsprechend an 
das Bundeskriminalamt oder das Zollkriminalamt 
weiter. 

(3) unverändert 

2. ABSCHNITT 

Vorschriften für den Verkehr 
mit Grundstoffen 

§7 

Erlaubnis 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) Von der Erlaubnis nach Absatz 2 und der 
Erlaubnisfreiheit nach Absatz 3 Nr. 1 werden nur die 
apothekenüblichen Grundstoffmengen erfaßt. 

§8 

unverändert 



Drucksache 12/7704 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Entwurf 

2. der Name, Vorname und die Anschrift des Verant-
wortlichen sowie eine Beschreibung seiner Stel-
lung im Unternehmen des Wirtschaftsbeteiligten 
gemäß § 5 Abs. 2, 

3. eine Beschreibung der Lage der Betriebsstätten 
nach Ort (gegebenenfalls Flurbezeichnung), Straße 
und Hausnummer, 

4. die Lagerorte der Grundstoffe und eine Beschrei-
bung der Sicherungen gegen unbefugte Entnah-
men, 

5. die Bezeichnung der Grundstoffe und die Art des 
Grundstoffverkehrs (§ 7 Abs. 1). 

§9 

Versagung der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis nach § 7 Abs. 1 ist zu versagen, 
wenn 

1. für die Be triebsstätten ein Verantwortlicher nicht 
bestellt oder nicht benannt ist, 

2. Tatsachen vorliegen, aus denen sich Bedenken 
dagegen ergeben, daß der Verantwortliche die ihm 
nach § 5 Abs. 1 obliegenden Aufgaben uneinge-
schränkt erfüllen kann, 

3. Tatsachen vorliegen, aus denen sich sonstige 
erhebliche Bedenken gegen die Zuverlässigkeit 
des Verantwortlichen, des Antragstellers, seines 
gesetzlichen Vertreters oder bei juristischen Perso-
nen oder nicht rechtsfähigen Personenvereinigun-
gen der nach Gesetz, Satzung oder Gesellschafts-
vertrag zur Vertretung oder Geschäftsführung 
Berechtigten ergeben, 

4. ausreichende Sicherungen (§ 8 Nr. 4) nicht vorhan-
den sind, 

5. die Sicherheit oder Kontrolle des Grundstoffver-
kehrs aus anderen als den in den Nummern 1 bis 4 
genannten Gründen nicht gewährleistet ist oder 

6. bei Beanstandung der vorgelegten Antragsunterla-
gen einem Mangel nicht innerhalb der gesetzten 
Frist (§ 10 Abs. 2) abgeholfen wird. 

(2) Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn sie der 
Durchführung der internationalen Suchtstoffüberein-
kommen oder Beschlüssen, Anordnungen oder Emp-
fehlungen zwischenstaatlicher Einrichtungen der 
Grundstoffkontrolle entgegensteht oder dies wegen 
Rechtsakten der Organe der Gemeinschaft geboten 
ist. 

§ 10 

Entscheidung 

(1) Das Bundesgesundheitsamt entscheidet inner-
halb von drei Monaten nach Eingang des Antrages 
über die Erteilung der Erlaubnis. 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

§9 

unverändert 

§ 10 

unverändert 
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(2) Gibt das Bundesgesundheitsamt dem Antrag-
steller Gelegenheit, Mängeln des Antrages abzuhel-
fen, so wird die in Absatz 1 bezeichnete Frist bis zur 
Behebung der Mängel oder bis zum Ablauf der zur 
Behebung der Mängel gesetzten Frist gehemmt. Die 
Hemmung beginnt mit dem Tage, an dem dem 
Antragsteller die Aufforderung zur Behebung der 
Mängel zugestellt wird. 

(3) Der Inhaber der Erlaubnis hat jede Änderung der 
in § 8 bezeichneten Angaben dem Bundesgesund-
heitsamt unverzüglich mitzuteilen. Bei einer Erweite-
rung hinsichtlich der Art der Grundstoffe oder des 
Grundstoffverkehrs sowie bei Änderungen in der 
Person des Erlaubnisinhabers oder der Lage der 
Betriebsstätten, ausgenommen innerhalb eines Ge-
bäudes, ist eine neue Erlaubnis zu beantragen. In den 
anderen Fällen wird die Erlaubnis geändert. 

§ 11 

Beschränkungen, Befristung, Bedingungen 
und Auflagen 

(1) Die Erlaubnis ist zur Sicherheit und Kontrolle des 
Grundstoffverkehrs auf den jeweils notwendigen 
Umfang zu beschränken. Sie muß insbesondere ent-
halten: 

1. die Bezeichnung der Grundstoffe, 

2. die Art des Grundstoffverkehrs und 

3. die Lage der Betriebsstätten. 

(2) Die Erlaubnis kann 

1. befristet, mit Bedingungen versehen, mit einer 
Auflage verbunden oder unter dem Vorbehalt des 
Widerrufs erlassen werden oder 

2. mit dem Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme, 
Änderung oder Ergänzung einer Auflage oder 
sonstiger Nebenbestimmungen im Sinne der Num-
mer 1 verbunden werden oder 

3. nach ihrer Erteilung unter Abwägung mit den 
schutzwürdigen Belangen des Begünstigten ganz 
oder teilweise zurückgenommen oder widerrufen 
werden, 

wenn dies zur Sicherheit oder Kontrolle des Grund-
stoffverkehrs erforderlich ist oder die Erlaubnis der 
Durchführung der internationalen Suchtstoffüberein-
kommen oder von Beschlüssen, Anordnungen oder 
Empfehlungen zwischenstaatlicher Einrichtungen 
der Grundstoffkontrolle entgegensteht oder dies 
wegen Rechtsakten der Gemeinschaft geboten ist. 

§ 12 

Widerruf 

Die Erlaubnis kann auch widerrufen werden, wenn 
von ihr innerhalb eines Zeitraumes von zwei Kalen- 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

§ 11 

unverändert 

§ 12 

unverändert 
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derjahren kein Gebrauch gemacht worden ist. Die 
Frist kann verlängert werden, wenn ein berechtigtes 
Interesse glaubhaft gemacht wird. 

§ 13 

Erlaubnis für Drittlandshandel 

(1) Auf die nach Artikel 2a Abs. 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 3677/90 in der jeweils geltenden Fassung 
vorgeschriebene Erlaubnis für die Einfuhr, Ausfuhr 
und Durchfuhr der in Kategorie 1 des Anhangs dieser 
Verordnung bezeichneten Grundstoffe finden die §§ 7 
bis 12 entsprechende Anwendung. 

§ 14 

Abgabe 

(1) Die in der Kategorie 1 des Anhangs der Verord-
nung (EWG) Nr. 3677/90 in der jeweils geltenden 
Fassung bezeichneten Grundstoffe dürfen nur abge-
geben werden an 

1. natürliche oder juristische Personen, die im Besitz 
einer Erlaubnis nach § 7 Abs. 1 oder 2 sind oder eine 
tierärztliche Hausapotheke betreiben, 

2. natürliche oder juristische Personen, die nach den 
Vorschriften eines anderen Mitgliedstaates der 
Gemeinschaft in Übereinstimmung mit Artikel 4 
Abs. 3 der Richtlinie 92/109/EWG befugt sind, 
solche Grundstoffe herzustellen, zu erwerben, an 
Dritte abzugeben, zu veräußern oder sonst in den 
Verkehr zu bringen, 

3. die in § 7 Abs. 3 oder § 32 genannten Behörden oder 
Einrichtungen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht bei der Ausfuhr von Grund-
stoffen. 

§ 15 

Anzeige 

Wer die in Kategorie 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 3677/90 in der jeweils geltenden Fassung bezeich-
neten Grundstoffe herstellen oder an Dritte abgeben, 
veräußern oder sonst in den Verkehr bringen will, 
muß dem Bundesgesundheitsamt die Anschriften der 
Räumlichkeiten, in denen er diese Grundstoffe her-
stellt oder von denen aus er mit ihnen Handel treibt, 
sowie jede Änderung dieser Anschriften unverzüglich 
anzeigen. Satz 1 gilt nicht für Inhaber einer Erlaubnis 
zum Betrieb einer Apotheke im Sinne des § 7 Abs. 2 
sowie Betreiber einer tierärztlichen Hausapotheke. 
Das Bundesgesundheitsamt übersendet dem Anzei-
genden innerhalb eines Monats eine Bestätigung; dies 
gilt auch im Falle einer Anzeige nach Artikel 2 a Abs. 2 
der Verordnung (EWG) Nr. 3677/90 in der jeweils 
geltenden Fassung. 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

§ 13 

unverändert 

§ 14 

unverändert 

§ 15 

unverändert 
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§ 16 

Unterlagen 

(1) Wirtschaftsbeteiligte, die in Kategorie 1 oder 2 
des Anhangs der Verordnung (EWG) Nr. 3677/90 in 
der jeweils geltenden Fassung bezeichnete Grund-
stoffe in der Gemeinschaft in den Verkehr bringen, 
müssen über jeden einzelnen Vorgang folgende Auf-
zeichnungen führen: 

1. die Bezeichnung des Grundstoffs gemäß dem 
Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 3677/90 in der 
jeweils geltenden Fassung, 

2. Menge und Gewicht oder Volumen des Grundstoffs 
sowie im Fall von Zubereitungen Menge und 
Gewicht oder Volumen der Zubereitung sowie 
Menge und Gewicht oder prozentualer Anteil des 
oder der in der betreffenden Zubereitung enthalte-
nen Grundstoffs oder Grundstoffe vorbezeichneten 
Kategorien, 

3. Name und Anschrift des Lieferanten, des Händlers 
und des Empfängers. 

Der Verpflichtete nach Satz 1 hat den Unterlagen 
außerdem eine Erklärung des Kunden beizufügen, 
aus der der spezifische Gebrauch der Grundstoffe 
ersichtlich ist. Bei einem ständigen Kunden genügt 
eine Erklärung, die alle Vorgänge der Kategorie 2 des 
Anhangs der Verordnung (EWG) Nr. 3677/90 in der 
jeweils geltenden Fassung für die Dauer eines Jahres 
abdeckt. Die Angaben nach Satz 1 müssen auch in 
allen Handelsunterlagen wie Rechnungen, Ladever-
zeichnissen, Frachtbriefen oder sonstigen Beförde-
rungsunterlagen gemacht werden. Satz 1 gilt nicht für 
Inhaber einer Erlaubnis zum Betrieb einer Apotheke 
im Sinne des § 7 Abs. 2 sowie Betreiber einer tierärzt-
lichen Hausapotheke. 

(2) Die in Absatz 1 Satz 1 genannten Aufzeichnun-
gen und Handelsunterlagen sind sechs Jahre ab Ende 
des Kalenderjahres, in dem der in Absatz 1 bezeich-
nete Vorgang stattgefunden hat, aufzubewahren und 
für die Überwachung unmittelbar zur Verfügung zu 
halten. Sie können auch als Wiedergaben auf einem 
Bildträger oder auf anderen Datenträgern gespeichert 
werden. Es muß sichergestellt sein, daß die gespei-
cherten Daten 

1. mit den Angaben bildlich oder inhaltlich überein-
stimmen, wenn sie lesbar gemacht werden, 

2. während der Dauer der Aufbewahrungsfrist ver-
fügbar sind und jederzeit innerhalb angemessener 
Frist lesbar gemacht werden können. 

Zum Monatsende ist ein Ausdruck der Daten zu 
fertigen, von dem Verantwortlichen zu unterschrei-
ben und während der in Satz 1 genannten Frist 
aufzubewahren. 

(3) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 und 2 
gelten nicht für Vorgänge mit Grundstoffen der Kate- 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

§ 16 

Unterlagen 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 
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gorie 2 des Anhangs der Verordnung (EWG) 
Nr. 3677/90 in der jeweils geltenden Fassung, wenn 
sie die im Anhang II der Richtlinie 92/109/EWG in der 
jeweils geltenden Fassung genannten Mengen nicht 
übersteigen. 

§ 17 

Kennzeichnung 

(1) Grundstoffe der Kategorien 1 und 2 des Anhangs 
der Verordnung (EWG) Nr. 3677/90 in der jeweils 
geltenden Fassung sind beim Inverkehrbringen unter 
Verwendung der in dem Anhang der vorgenannten 
Verordnung angegebenen Bezeichnungen zu kenn-
zeichnen. Bei Zubereitungen ist der in dem vorge-
nannten Anhang angegebenen Bezeichnung das 
Wort „Enthält" voranzustellen. Eine andere handels-
übliche Kennzeichnung kann zusätzlich verwendet 
werden. Die Kennzeichnung nach den Sätzen 1 und 2 
hat in deutlich lesbarer Schrift, in der deutschen oder 
einer anderen Gemeinschaftssprache und auf dauer-
hafte Weise zu erfolgen. Die Vorschriften des Chemi-
kaliengesetzes und der darauf gestützten Rechtsver-
ordnungen über die Einstufung, Verpackung und 
Kennzeichnung von gefährlichen Stoffen, Zuberei-
tungen und Erzeugnissen bleiben unberührt. 

(2) Auf die Verpflichtung zur Kennzeichnung von 
Grundstoffen bei der Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhr 
nach Artikel 2 Nr. 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 3677/90 in der jeweils geltenden Fassung findet 
Absatz 1 Satz 3 bis 5 entsprechende Anwendung. 

3. ABSCHNITT 

Meldungen und Überwachung 

§ 18 

Meldungen 

(1) Der Inhaber einer Erlaubnis nach § 7 Abs. 1 oder 
einer Bestätigung nach § 15 Satz 3 ist verpflichtet, dem 
Bundesgesundheitsamt getrennt für jede Betriebs-
stätte und für jeden Grundstoff der Kategorien 1 und 2 
des Anhangs der Verordnung (EWG) Nr. 3677/90 in 
der jeweils geltenden Fassung die jeweilige Menge zu 
melden, die 

1. eingeführt wurde, aufgeschlüsselt nach Ausfuhr-
ländern, 

2. ausgeführt wurde, aufgeschlüsselt nach Einfuhr-
ländern und Nummer der Ausfuhrgenehmigun-
gen, 

3. abgegeben wurde.  

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

(4) Die Vorschriften des Chemikaliengesetzes und 
der darauf gestützten Rechtsverordnungen über das 
Inverkehrbringen von gefährlichen Stoffen, Zuberei-
tungen und Erzeugnissen bleiben unberührt. 

§ 17 

unverändert 

3. ABSCHNITT 

Meldungen und Überwachung 

§ 18 

Meldungen 

(1) unverändert 
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Auf Verlangen des Bundesgesundheitsamtes sind 
der Name und die Anschrift des jeweiligen Erwer-
bers sowie die an ihn abgegebene Menge anzuge-
ben. 

(2) Der Inhaber einer Genehmigung nach Artikel 5 a 
Abs. 2 oder 3 der Verordnung (EWG) Nr. 3677/90 in 
der jeweils geltenden Fassung ist verpflichtet, dem 
Bundesgesundheitsamt getrennt für jede Betriebs-
stätte und für jeden Grundstoff der Kategorie 3 des 
Anhangs der Verordnung (EWG) Nr. 3677/90 in der 
jeweils geltenden Fassung die jeweilige Menge nach 
Absatz 1 Nr. 2 zu melden. 

(3) Makler, Kommissionäre und andere Geschäfts-
vermittler sind verpflichtet, dem Bundesgesundheits-
amt bei Geschäftsvorgängen, an denen sie mitgewirkt 
haben, alle weiteren Wirtschaftsbeteiligten, die Art 
und Menge der Grundstoffe der Kategorien 1 und 2 
des Anhangs der Verordnung (EWG) Nr. 3677/90 in 
der jeweils geltenden Fassung sowie das Datum ihrer 
eigenen Mitwirkung zu melden. 

(4) Die in den Meldungen anzugebenden Mengen 
sind 

1. bei Stoffen und nicht abgeteilten Zubereitungen 
die Gewichtsmenge oder das Volumen und 

2. bei abgeteilten Zubereitungen die Stückzahl. 

(5) Die Meldungen nach den Absätzen 1 bis 3 sind 
dem Bundesgesundheitsamt spätestens zwei Wochen 
nach dem Ende jedes Kalendervierteljahres für das 
vergangene Kalendervierteljahr schriftlich zu erstat-
ten. 

(6) Die Verarbeitung und Nutzung der in den 
Meldungen nach den Absätzen 1 bis 3 enthaltenen 
Daten, einschließlich personenbezogener Daten, sind 
nur für den in § 1 Nr. 1 genannten Zweck zulässig. 

(7) Das Bundesgesundheitsamt darf Meldungen 
nach den Absätzen 1 bis 3 an das Bundeskriminalamt 
sowie das Zollkriminalamt und die Zollbehörden für 
den in § 1 genannten Zweck übermitteln, soweit diese 
Behörden die Meldungen zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben nach diesem Gesetz, dem Gesetz über die Errich-
tung eines Bundeskriminalpolizeiamtes (Bundeskri-
minalamt) oder dem Finanzverwaltungsgesetz benö-
tigen. 

§ 19 

Automatisierter Datenabruf 

(1) Das Zollkriminalamt darf die beim Bundesge-
sundheitsamt nach § 18 gespeicherten Daten, ein-
schließlich personenbezogener Daten, im automati-
sierten Verfahren abrufen. 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) unverändert 

(6) Das Bundesgesundheitsamt darf die in den 
Meldungen nach den Absätzen 1 bis 3 enthaltenen 
Daten, einschließlich personenbezogener Daten, nur 
für den in § 1 Nr. 1 genannten Zweck verarbeiten und 
nutzen. 

(7) unverändert 

§ 19 

unverändert 
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(2) Für die Festlegung zur Einrichtung eines auto-
matisierten Abrufverfahrens gilt § 10 Abs. 2 des 
Bundesdatenschutzgesetzes entsprechend. Diese be-
darf der Zustimmung des Bundesministeriums der 
Finanzen und des Bundesministeriums für Gesund-
heit. Über die Einrichtung des Abrufverfahrens ist der 
Bundesbeauftragte für den Datenschutz vom Bundes-
gesundheitsamt unter Mitteilung der getroffenen 
Festlegungen zu unterrichten. 

(3) Die Verantwortung für die Zulässigkeit des 
einzelnen Abrufs trägt das Zollkriminalamt. Das Bun-
desgesundheitsamt prüft die Zulässigkeit der Abrufe 
nur, wenn dazu Anlaß besteht. Es hat bei durchschnitt-
lich jedem zehnten Abruf den Zeitpunkt, die abgeru-
fenen Daten sowie Angaben zu der für den Abruf 
verantwortlichen Person zu protokollieren. Die Proto-
kolldaten dürfen nur für die Kontrolle der Zulässigkeit 
der Abrufe verwendet werden und sind nach sechs 
Monaten zu löschen. 

 

§ 20 

Überwachung 

(1) Die mit der Überwachung beauftragten Behör-
den können Auskünfte und Unterlagen verlangen, 
soweit dies zur Durchführung dieses Gesetzes, der 
Verordnung (EWG) Nr. 3677/90 und der Richtlinie 
92/109/EWG in der jeweils geltenden Fassung erfor-
derlich ist. Sie sind insbesondere befugt, 

1. die in § 16 dieses Gesetzes und in Artikel 2 Nr. 1 
und 3 der Verordnung (EWG) Nr. 3677/90 in der 
jeweils geltenden Fassung bezeichneten Unterla-
gen einzusehen und hieraus Abschriften oder 
Ablichtungen anzufertigen oder Ausdrucke der 
nach § 16 Abs. 2 angelegten Datenträger zu verlan-
gen, soweit sie für die Aufdeckung oder Verhinde-
rung der unerlaubten Abzweigung von Grundstof-
fen erforderlich sind, 

2. von Wirtschaftsbeteiligten alle für die Überwa-
chung erforderlichen Auskünfte zu verlangen, 

3. Grundstücke, Gebäude, Gebäudeteile, Einrichtun-
gen und Beförderungsmittel, in denen der Verkehr 
mit Grundstoffen durchgeführt wird, zu betreten 
und zu besichtigen, wobei sich die beauftragten 
Personen davon zu überzeugen haben, daß die 
Vorschriften der Verordnung (EWG) Nr. 3677/90 in 
der jeweils geltenden Fassung und dieses Gesetzes 
beachtet werden. Zur Verhütung dringender 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung, insbesondere zur Verhinderung einer Straf-
tat nach § 29 oder einer Ordnungswidrigkeit nach 
§ 30, dürfen diese Räumlichkeiten auch außerhalb 
der Betriebs- und Geschäftszeit sowie zu Wohn-
zwecken dienende Räume betreten werden; inso-
weit wird das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) einge-
schränkt, 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

§ 20 

Überwachung 

(1) Die mit der Überwachung beauftragten Behör-
den können Auskünfte und Unterlagen verlangen, 
soweit dies zur Durchführung dieses Gesetzes, der 
Verordnung (EWG) Nr. 3677/90 und der Richtlinie 
92/109/EWG in der jeweils geltenden Fassung erf or-
derlich ist. Sie sind insbesondere befugt, 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. Grundstücke, Gebäude, Gebäudeteile, Einrichtun-
gen und Beförderungsmittel, in denen der Verkehr 
mit Grundstoffen durchgeführt wird, zu betreten 
und zu besichtigen, wobei die beauftragten Perso-
nen zu prüfen haben, daß die Vorschriften der 
Verordnung (EWG) Nr. 3677/90 in der jeweils 
geltenden Fassung und dieses Gesetzes beachtet 
werden. Zur Verhütung dringender Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbeson-
dere zur Verhinderung einer Straftat nach § 29 oder 
einer Ordnungswidrigkeit nach § 30, dürfen diese 
Räumlichkeiten auch außerhalb der Betriebs- und 
Geschäftszeit sowie zu Wohnzwecken dienende 
Räume betreten werden; insoweit wird das Grund-
recht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Arti-
kel 13 des Grundgesetzes) eingeschränkt, 
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4. für eine Dauer von höchstens drei Monaten anzu-
ordnen, daß ein Grundstoff nicht, nur unter 
bestimmten Voraussetzungen, nur in bestimmter 
Beschaffenheit oder nur für bestimmte Zwecke 
hergestellt, in den Verkehr gebracht, aus-, ein- oder 
durchgeführt oder verwendet werden darf, soweit 
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß 

a) der Grundstoff zur unerlaubten Herstellung von 
Betäubungsmitteln abgezweigt werden soll 
oder 

b) Bestimmungen der Verordnung (EWG) 
Nr. 3677/90 in der jeweils geltenden Fassung 
oder dieses Gesetzes nicht eingehalten werden 
und dadurch die Sicherheit und Kontrolle des 
Grundstoffverkehrs in erheblichem Maße ge-
fährdet wird. 

Anordnungen in diesem Sinne können aus wichtigem 
Grund bis zu einem Jahr verlängert werden. Rechts-
behelfe gegen die vorstehenden Anordnungen haben 
keine aufschiebende Wirkung. 

(2) Die Zollstellen prüfen im Rahmen der zollamtli-
chen Überwachung der Grundstoffe die Zulässigkeit 
der Ein-, Aus- und Durchfuhr. Sie können zu diesem 
Zweck von den am Warenverkehr mittelbar oder 
unmittelbar beteiligten Personen weitere Angaben 
und Unterlagen verlangen. Im übrigen gelten die 
Zollvorschriften über die Erfassung des Warenver-
kehrs und die Erlangung einer zollrechtlichen Bestim-
mung sinngemäß. Die Zollstelle lehnt die Annahme 
der Zollanmeldung ab, wenn die Voraussetzungen 
des § 3 vorliegen. In diesem Fall darf über die 
Grundstoffe nur mit Zustimmung der Zollstelle verfügt 
werden. 

(3) Die auf Grund von Überwachungsmaßnahmen 
nach den Absätzen 1 und 2 erlangten Informationen 
dürfen nur für den in § 1 genannten Zweck verwendet 
werden. 

§ 21 

Duldungs- und Mitwirkungspflichten 

(1) Jeder Wirtschaftsbeteiligte ist verpflichtet, die 
Maßnahmen nach § 20 zu dulden und bei der Durch-
führung der Überwachung mitzuwirken, insbeson-
dere auf Verlangen der mit der Überwachung beauf-
tragten Personen die Stellen zu bezeichnen, an  denen 
der Verkehr mit Grundstoffen stattfindet, umfriedete 
Grundstücke, Gebäude, Räume, Behälter und Behält-
nisse zu öffnen, Auskünfte zu erteilen sowie Einsicht 
in Unterlagen und die Entnahme der Proben zu 
ermöglichen. 

(2) Der zur Auskunft Verpflichtete kann die Aus-
kunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwor-
tung ihn selbst oder einen seiner in § 383 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehöri-
gen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder 
eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungs-
widrigkeiten aussetzen würde. Der zur Auskunft Ver-
pflichtete ist vor der Auskunft über sein Recht zur 
Auskunftsverweigerung zu belehren. 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

4. unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

§ 21 

unverändert 
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§ 22 

Probenahmen 

(1) Soweit es zur Durchführung der Vorschriften 
dieses Gesetzes sowie der Verordnung (EWG) 
Nr. 3677/90 in der jeweils geltenden Fassung erfor-
derlich ist, sind die mit der Überwachung beauftrag-
ten Personen befugt, gegen Empfangsbescheinigung 
Proben nach ihrer Auswahl zum Zwecke der Untersu-
chung zu fordern oder zu entnehmen. Soweit nicht 
ausdrücklich darauf verzichtet wird, ist ein Teil der 
Probe, oder sofern die Probe nicht oder ohne Gefähr-
dung des Untersuchungszwecks nicht in Teile von 
gleicher Qualität teilbar ist, ein zweites Stück der 
gleichen Art wie das als Probe entnommene zurück-
zulassen. 

(2) Zurückzulassende Proben sind amtlich zu ver-
schließen oder zu versiegeln. Sie sind mit dem Datum 
der Probenahme und dem Datum des Tages zu verse-
hen, nach dessen Ablauf der Verschluß oder die 
Versiegelung als aufgehoben gelten. 

§ 23 

Kosten 

(1) Das Bundesgesundheitsamt kann Kosten (Ge-
bühren und Auslagen) für seine Amtshandlungen 
nach diesem Gesetz, den auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen, der Verordnung 
(EWG) Nr. 3677/90 in der jeweils geltenden Fassung 
sowie den auf Grund dieser Verordnung erlassenen 
Durchführungsverordnungen erheben. 

(2) Das Bundesministerium für Gesundheit wird 
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium des Innern und dem Bundesministerium für 
Wirtschaft durch Rechtsverordnung ohne Zustim-
mung des Bundesrates die gebührenpflichtigen Tat-
bestände näher zu bestimmen und dabei feste Sätze 
oder Rahmensätze vorzusehen. 

4. ABSCHNITT 

Vorschriften für Behörden 

§ 24 

Zuständige Behörden 

(1) Zuständige Behörden für die Überwachung der 
Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhr von Grundstoffen 
sowie den Warenverkehr mit diesen Stoffen zwischen 
den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft sind die Zoll-
behörden. Koordinierungsstelle ist das Zollkriminal-
amt. 

(2) Zuständige Behörde für die Überwachung des 
Herstellens und Inverkehrbringens von Grundstoffen 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes durch Wirt-
schaftsbeteiligte, die eine Erlaubnis nach § 7 Abs. 1 
oder nach Artikel 2a Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 3677/90 in der jeweils geltenden Fassung besit- 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

§ 22 

unverändert 

§ 23 

unverändert 

4. ABSCHNITT 

Vorschriften für Behörden 

§ 24 

unverändert 
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zen, sowie für die Durchführung der in den Artikeln 4, 
5 und 5 a dieser Verordnung vorgesehenen Maßnah-
men ist das Bundesgesundheitsamt. 

(3) Korrespondenzbehörden im Sinne des Artikels 7 
Satz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3677/90 in der 
jeweils geltenden Fassung sind das Bundesgesund-
heitsamt und das Zollkriminalamt. Als Korrespon-
denzbehörde gilt auch die Gemeinsame Stelle nach 
§ 6. Informationen, die das Erlaubnis- und Genehmi-
gungsverfahren sowie die innerstaatliche Überwa-
chung betreffen, werden an das Bundesgesundheits-
amt, Informationen zur Überwachung und Kontrolle 
der Ein-, Aus- und Durchfuhr sowie der Überwachung 
des Warenverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft an das Zollkriminalamt und Informatio-
nen zu strafrechtlichen Ermittlungen an die Gemein-
same Stelle nach § 6 übermittelt. 

(4) Zuständige Behörde für Anzeigen nach Arti-
kel 2a Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3677/90 in 
der jeweils geltenden Fassung ist das Bundesgesund-
heitsamt. 

§ 25 

Mitwirkung anderer Behörden 

(1) Das Bundesministerium der Finanzen kann im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium des 
Innern die Beamten des Bundesgrenzschutzes, die mit 
Aufgaben des Grenzschutzes gemäß § 2 des Bundes-
grenzschutzgesetzes betraut sind, und im Einverneh-
men mit dem Bayerischen Staatsminister des Innern 
die Beamten der Bayerischen Grenzpolizei mit der 
Wahrnehmung von Aufgaben betrauen, die den Zoll-
stellen nach § 24 Abs. 1 obliegen. Nehmen die in Satz 1 
bezeichneten Beamten diese Aufgabe wahr, gilt § 67 
Abs. 2 des Bundesgrenzschutzgesetzes. 

(2) Bei Verdacht auf Verstöße gegen Vorschriften, 
Verbote und Beschränkungen der Verordnung (EWG) 
Nr. 3677/90 in der jeweils geltenden Fassung oder 
dieses Gesetzes, der sich bei der Abfertigung ergibt, 
unterrichten die Abfertigungszollstellen sowie die 
mitwirkenden Behörden die nach § 24 Abs. 1 und 2 
zuständigen Behörden unverzüglich, soweit es für ihre 
Aufgabenerfüllung erforderlich ist. 

§ 26 

Gegenseitige Unterrichtung 

(1) Bei Verdacht einer Straftat nach § 29 unterrich-
ten die nach § 24 Abs. 1 Satz 1 zuständigen Zollbe-
hörden sowie die nach § 25 Abs. 1 mitwirkenden 
Behörden unverzüglich das Zollkriminalamt. Das 
Zollkriminalamt leitet diese Informationen unter 
Beachtung des § 30 der Abgabenordnung unverzüg-
lich an das Bundeskriminalamt weiter. Bei Verdacht 
einer Straftat nach § 29 unterrichtet das gemäß § 24 
Abs. 2 zuständige Bundesgesundheitsamt unverzüg-
lich die Gemeinsame Stelle nach § 6. Das Bundeskri-
minalamt unterrichtet bei Verdacht einer Straftat nach 
§ 29 unverzüglich das Zollkriminalamt. 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

§ 25 

unverändert 

§ 26 

unverändert 
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(2) Das Bundeskriminalamt, die Landeskriminaläm-
ter und das Zollkriminalamt übermitteln dem Bundes-
gesundheitsamt unverzüglich Erkenntnisse über Tat-
sachen, einschließlich personenbezogener Daten, die 
für Entscheidungen des Bundesgesundheitsamtes 
nach diesem Gesetz oder nach der Verordnung (EWG) 
Nr. 3677/90 in der jeweils geltenden Fassung erfor-
derlich sind. Eine Übermittlung unterbleibt, soweit 
dies den Ermittlungszweck gefährden würde oder 
besondere gesetzliche Verwendungsregelungen ent-
gegenstehen. 

(3) Das Bundesgesundheitsamt kann die ihm bei der 
Erfüllung seiner Aufgaben nach diesem Gesetz 
bekanntgewordenen Informationen an die Zollbehör-
den und das Zollkriminalamt übermitteln, soweit dies 
zum Zwecke der Überwachung des Verkehrs mit 
Grundstoffen erforderlich ist. 

(4) Die Empfänger dürfen die Daten nur zu dem 
Zweck verwenden, für den sie übermittelt worden 
sind. Eine Verwendung für andere Zwecke ist zuläs-
sig, soweit die Daten auch für diese Zwecke hätten 
übermittelt werden dürfen. 

§ 27 

Befugnisse der Zollbehörden 

(1) Die Staatsanwaltschaft und die Verwaltungsbe-
hörde können bei Straftaten und Ordnungswidrigkei-
ten nach den §§ 29 und 30 Ermittlungen (§ 161 Satz 1 
der Strafprozeßordnung) auch durch die Hauptzoll-
ämter oder die Zollfahndungsstellen vornehmen las-
sen. 

(2) Die Hauptzollämter und die Zollfahndungsstel-
len sowie deren Beamte haben auch ohne Ersuchen 
der Staatsanwaltschaft oder der Verwaltungsbehörde 
im Rahmen der ihnen nach diesem Gesetz zugewie-
senen Aufgaben Straftaten oder Ordnungswidrigkei-
ten der in Absatz 1 bezeichneten Art zu erforschen und 
zu verfolgen. Dasselbe gilt, soweit Gefahr im Verzug 
ist. § 163 der Strafprozeßordnung und § 53 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten bleiben unbe-
rührt. 

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 haben die 
Beamten der Hauptzollämter und der Zollfahndungs-
stellen die Rechte und Pflichten der Polizeibeamten 
nach den Vorschriften der Strafprozeßordnung und 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten. Sie sind 
insoweit Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft. 

(4) In diesen Fällen können die Hauptzollämter und 
Zollfahndungsstellen sowie deren Beamte im Buß-
geldverfahren Beschlagnahmen, Durchsuchungen, 
Untersuchungen und sonstige Maßnahmen nach den 
für Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft geltenden 
Vorschriften der Strafprozeßordnung vornehmen; 
unter den Voraussetzungen des § 1111 Abs. 2 Satz 2 
der Strafprozeßordnung können auch die Hauptzoll-
ämter die Notveräußerung anordnen. 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

§ 27 

unverändert 
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§ 28 

Meldungen 

(1) Die Gemeinsame Stelle nach § 6 meldet dem 
Bundesgesundheitsamt 

1. die ihr im Inland bekanntgewordenen Sicherstel-
lungen von Grundstoffen nach Art und Menge 
und 

2. die Methoden der Abzweigung einschließlich der 
unerlaubten Herstellung von Grundstoffen. 

(2) Die Meldungen nach Absatz 1 sind jährlich bis 
zum 1. März für das vergangene Kalenderjahr abzu-
geben. Die nach Artikel 9 Abs. 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 3677/90 in der jeweils geltenden Fassung 
sowie Artikel 9 Abs. 1 der Richtlinie 92/109/EWG 
vorgeschriebene Berichterstattung über die Anwen-
dung der Kontrollmaßnahmen für Grundstoffe obliegt 
dem Bundesgesundheitsamt. 

5. ABSCHNITT 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 29 

Strafvorschriften 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. entgegen § 3 einen Grundstoff herstellt, mit ihm 
Handel treibt, ihn ohne Handel zu treiben einführt, 
ausführt, durchführt, veräußert, abgibt, sonst in den 
Verkehr bringt, erwirbt oder sich in sonstiger Weise 
verschafft, 

2. ohne Erlaubnis nach § 7 Abs. 1 Satz 1, auch in 
Verbindung mit § 13, einen in Anlage I Kategorie 1 
bezeichneten Grundstoff herstellt, einführt, aus-
führt, durchführt, an Dritte abgibt, veräußert oder 
sonst in den Verkehr bringt oder 

3. einer unmittelbar geltenden Vorschrift in Rechtsak-
ten der Gemeinschaft, die Maßnahmen gegen die 
Abzweigung bestimmter Stoffe zur unerlaubten 
Herstellung von Suchtstoffen und psychotropen 
Substanzen regeln, zuwiderhandelt, soweit eine 
Rechtsverordnung nach Absatz 5 für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Strafvorschrift 
verweist. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) In besonders schweren Fällen des Absatzes 1 ist 
die Strafe Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr. Ein 
besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn 
der Täter 

1. gewerbsmäßig oder 

2. als Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten 
Begehung solcher Taten verbunden hat, 

handelt. 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

§ 28 

unverändert 

5. ABSCHNITT 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 29 

Strafvorschriften 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. unverändert 

2. ohne Erlaubnis nach § 7 Abs. 1 Satz 1, auch in 
Verbindung mit § 13, einen in Anlage 1 Kategorie 1 
bezeichneten Grundstoff herstellt, erwirbt, ein-
führt, ausführt, durchführt, an Dritte abgibt, veräu-
ßert oder sonst in den Verkehr bringt oder 

3. unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 
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(4) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 1 
fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder Geldstrafe. 

(5) Das Bundesministerium für Gesundheit wird 
ermächtigt, soweit es zur Durchsetzung der Rechts-
akte der Gemeinschaft erforderlich ist, durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates die 
Tatbestände zu bezeichnen, die als Straftat nach 
Absatz 1 Nr. 3 zu ahnden sind. 

§ 30 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. in einem Antrag nach § 8 eine unrichtige Angabe 
macht oder eine unrichtige Unterlage beifügt, 

2. entgegen § 14 einen Grundstoff an Dritte abgibt, 

3. entgegen § 15 Satz 1 eine Anschrift oder deren 
Änderung nicht oder nicht rechtzeitig anzeigt, 

4. entgegen § 16 Abs. 1 Satz 1 eine Aufzeichnung 
nicht, nicht richtig oder nicht vollständig führt, 
entgegen § 16 Abs. 1 Satz 2 eine Erklärung nicht 
beifügt oder entgegen § 16 Abs. 1 Satz 4 eine 
Angabe nicht, nicht richtig oder nicht vollständig 
macht, 

5. entgegen § 16 Abs. 2 Satz 1 eine Aufzeichnung oder 
eine Handelsunterlage nicht oder nicht sechs Jahre 
aufbewahrt, 

6. entgegen § 17 Abs. 1 Satz 1, 2 oder 4, auch in 
Verbindung mit Abs. 2, einen Grundstoff oder eine 
Zubereitung nicht oder nicht in der vorgeschriebe-
nen Form kennzeichnet, 

7. entgegen § 18 Abs. 1, 2 oder 3 jeweils in Verbin-
dung mit Abs. 4 und 5 eine Meldung nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschrie-
benen Form oder nicht rechtzeitig erstattet, 

8. entgegen § 21 Abs. 1 einer Duldungs- oder Mitwir-
kungspflicht nicht nachkommt oder 

9. einer unmittelbar geltenden Vorschrift in Rechtsak-
ten der Gemeinschaft, die Maßnahmen gegen die 
Abzweigung bestimmter Stoffe zur unerlaubten 
Herstellung von Suchtstoffen und psychotropen 
Substanzen regeln, zuwiderhandelt, soweit eine 
Rechtsverordnung nach Absatz 3 für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift 
verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu 50 000 Deutsche Mark geahndet wer-
den. 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

(4) unverändert 

(5) unverändert 

§ 30 

unverändert 
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(3) Das Bundesministerium für Gesundheit wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates die Tatbestände zu bezeichnen, die 
als Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 9 geahndet 
werden können, soweit es zur Durchsetzung der 
Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft erforder-
lich ist. 

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist das 
Bundesgesundheitsamt. 

§ 31 

Einziehung 

Gegenstände, auf die sich eine Straftat nach § 29 
oder eine Ordnungswidrigkeit nach § 30 bezieht, 
können eingezogen werden. § 74 a des Strafgesetzbu-
ches und § 23 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei-
ten sind anzuwenden. 

6. ABSCHNITT 

Schlußbestimmungen 

§ 32 

Bundeswehr 

(1) Dieses Gesetz findet mit Ausnahme der Vor-
schriften nach § 4 Abs. 1 Nr. 2, §§ 7, 15 und 16 auf Ein-
richtungen der Bundeswehr für den Bereich ihrer 
dienstlichen Tätigkeit entsprechende Anwendung. 

(2) Im Bereich der Bundeswehr obliegt der Vollzug 
dieses Gesetzes und die Überwachung des Verkehrs 
mit Grundstoffen den jeweils zuständigen Stellen und 
Sachverständigen der Bundeswehr. 

(3) Das Bundesministerium der Verteidigung kann 
für seinen Geschäftsbereich im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium für Gesundheit in Einzelfäl-
len Ausnahmen von diesem Gesetz und den auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen zu-
lassen, soweit Rechtsakte der Gemeinschaft oder die 
internationalen Suchtstoffübereinkommen dem nicht 
entgegenstehen und dies zwingende Gründe der 
Verteidigung erfordern. 

§ 33 

Ermächtigungen 

Das Bundesministerium für Gesundheit wird 
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium der Finanzen, dem Bundesministerium des 
Innern und dem Bundesministerium für Wirtschaft 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates Vorschriften über die Einfuhr, Ausfuhr und 
Durchfuhr, das Inverkehrbringen, die Kennzeich-
nung, die Aufzeichnungen und Unterlagen sowie die 
Überwachung von Grundstoffen zu erlassen, soweit 
dies erforderlich ist, um ihrer Abzweigung zur uner-
laubten Herstellung von Betäubungsmitteln vorzu- 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

§ 31 

unverändert 

6. ABSCHNITT 

Schlußbestimmungen 

§ 32 

unverändert 

§ 33 

unverändert 
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beugen oder um die internationalen Suchtstoffüber-
einkommen oder Rechtsakte der Org ane der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft durchzuführen. 

§ 34 

Änderung des Betäubungsmittelgesetzes 

Das Betäubungsmittelgesetz vom 28. Juli 1981 
(BGBl. I S. 681, 1187), zuletzt geändert durch . . ., wird 
wie folgt geändert: 

1. § 18a wird aufgehoben. 

2. In § 21 Abs. 1 werden die Wörter „sowi e  der in 
§ 18a genannten Stoffe und Zubereitungen" 
gestrichen. 

3. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die bisherige Nummer 11 wird gestri-
chen. 

bb) In Nummer 13 wird die Angabe ,,, 11 oder 
12" durch die Angabe „oder 12" ersetzt. 

cc) Die bisherige Nummer 14 wird Num-
mer 11. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1, 2, 
5 oder 6 Buchstabe b ist der Versuch strafbar." 

c) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „ , 11 oder 
13" durch die Angabe „oder 13" ersetzt. 

bb) Nummer 2 wird gestrichen. 

cc) Die bisherige Nummer 3 wird Num-
mer 2. 

d) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Handelt der Täter in den Fällen des Ab-
satzes 1 Nr. 1, 2, 5, 6 Buchstabe b oder Nr. 10 
fahrlässig, so ist die S trafe Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder Geldstrafe." 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

§ 34 

Änderung des Betäubungsmittelgesetzes 

Das Betäubungsmittelgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. März 1994 (BGBl. I S. 358) 
wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

bb) unverändert 

cc) entfällt 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1, 
2, 5 oder 6 Buchstabe b ist der Versuch straf-
bar."  

c) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „Absatzes 1 
Nr. 1, 5, 6, 10, 11 oder 13" durch die 
Angabe „Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1, 5, 6, 10, 
oder 13" ersetzt. 

bb) unverändert 

cc) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 2 
und wie folgt gefaßt: 

„2. durch eine der in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1, 
6 oder 7 bezeichneten Handlungen 
die Gesundheit mehrerer Menschen 
gefährdet." 

d) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„ (4) Handelt der Täter in den Fällen des Ab-
satzes 1 Satz 1 Nr. 1, 2, 5, 6 Buchstabe b oder 
Nr. 10 fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr oder Geldstrafe." 

e) In Absatz 6 wird die Angabe „Absatzes 1 
Nr. 1" durch die Angabe „Absatzes 1 Satz 1 
Nr. 1" ersetzt. 

4. In § 30 Abs. 1 Nr. 1 und § 30a Abs. 1 wird jeweils 
die Angabe „(§ 29 Abs. 1 Nr. 1)" durch die 
Angabe „(§ 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1)" ersetzt. 

5. In § 30 c Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 29 Abs. 1 
Nr. 1, 4, 5, 6 und 10" durch die Angabe „§ 29 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 5, 6, 10 und 13" ersetzt. 
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4. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 3 wird das Wort „Zurückstel-
lung" durch das Wort „Zustimmung" ersetzt. 

b) In Absatz 6 Nr. 1 wird die Angabe „Absatz 2" 
durch die Angabe „Absatz 3" ersetzt. 

5. In § 37 wird die Überschrift „Absehen von der 
Verfolgung" durch die Überschrift „Absehen von 
der Erhebung der öffentlichen Klage" ersetzt. 

6. In § 38 Abs. 1 Satz 4 wird die Angabe „ § 35 Abs. 6 
Satz 2" durch die Angabe „§ 35 Abs. 7 Satz 2" 
ersetzt. 

§ 35 

Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am ersten Tag des fünften auf seine 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

6. In § 33 Abs. 1 Nr. 1 wird die Angabe „§ 29 Abs. 1 
Nr. 1, 4, 5, 6 und 10" durch die Angabe „§ 29 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 5, 6, 10 und 13" ersetzt. 

7. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 3 wird das Wort „Zurückstel-
lung" durch das Wort „Zustimmung" ersetzt. 

b) In Absatz 6 Nr. 1 wird die Angabe „Absatz 2" 
durch die Angabe „Absatz 3" ersetzt. 

8. In § 37 wird die Überschrift „Absehen von der 
Verfolgung" durch die Überschrift „Absehen von 
der Erhebung der öffentlichen Klage" ersetzt. 

9. In § 38 Abs. 1 Satz 4 wird die Angabe „§ 35 Abs. 6 
Satz 2" durch die Angabe „§ 35 Abs. 7 Satz 2" 
ersetzt. 

10. In § 29a Abs. 1, § 30 Abs. 1 Nr. 1 und 4 und § 30 a 
Abs. 1 werden jeweils die Wörter „ohne Erlaub-
nis nach § 3 Abs. 1 Nr. 1" durch das Wort 
„unerlaubt" ersetzt. 

§ 35 

Änderung des Strafgesetzbuches 

In § 261 Abs. 1 Nr. 2 des Strafgesetzbuches in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 10. März 1987 
(BGBl. I S. 945, 1160), das zuletzt durch ... geändert 
worden ist, werden die Angabe „Nr.1 oder 11" durch 
die Angabe „Satz 1 Nr. 1" ersetzt und nach dem Wort 
„Betäubungsmittelgesetzes" die Wörter „oder § 29 
Abs. 1 Nr. 1 des Grundstoffüberwachungsgesetzes" 
eingefügt. 

§ 36 

Neufassung des Betäubungsmittelgesetzes 

Das Bundesministerium für Gesundheit kann den 
Wortlaut des Betäubungsmittelgesetzes in der vom 
Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung 
im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

§ 37 

Inkraftreten 

§ 23 Abs. 2, § 29 Abs. 5 und § 30 Abs. 3 treten am 
Tage nach der Verkündung in Kraft. Im übrigen tritt 
dieses Gesetz am ersten Tage des fünften auf seine 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 
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Bericht der Abgeordneten Gudrun Schaich-Walch 

A. Allgemeiner Teil 

1. Zum Beratungsverfahren 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf in der 
216. Sitzung am 10. März 1994 an den Ausschuß für 
Gesundheit zur federführenden Beratung und an den 
Innenausschuß sowie dem Rechtsausschuß zur Mitbe-
ratung und an den Haushaltsausschuß gemäß § 96 
GO-BT überwiesen. Der Innenausschuß und der 
Rechtsausschuß haben keine Stellungnahmen abge-
geben. Der Haushaltsausschuß wird seinen Bericht 
gemäß § 96 GO-BT gesondert erstatten. 

Der Ausschuß für Gesundheit hat die Beratung in 
seiner 95. Sitzung am 14. April 1994 aufgenommen, in 
der 101. Sitzung fortgesetzt und in der 104. Sitzung am 
16. Mai 1994 abgeschlossen. Dabei hat der Ausschuß 
dem Gesetzentwurf in der vorstehend abgedruckten 
Fassung einstimmig bei Stimmenthaltung der Mitglie-
der der Fraktion der SPD und bei Abwesenheit des 
Mitglieds der Gruppe der PDS/Linke Liste und des 
Mitglieds der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
zugestimmt. 

2. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes 

 
Das Gesetz verfolgt das Ziel, die mißbräuchliche 
Abzweigung und Verwendung von bestimmten che-
mischen Erzeugnissen (Grundstoffen) zum Zwecke 
der unerlaubten Herstellung von Betäubungsmitteln 
zu verhindern bzw. zu verfolgen. Es dient damit 
zur innerstaatlichen Umsetzung der Richtlinie 
92/109/EWG des Rates vom 14. Dezember 1992 über 
die Herstellung und das Inverkehrbringen bestimmter 
Stoffe, die zur unerlaubten Herstellung von Suchtstof-
fen und psychotropen Stoffen verwendet werden. Die 
Grundstoffe sind entsprechend den Rechtsakten der 
Gemeinschaft auch in diesem Gesetz in drei Katego-
rien eingeteilt, die unterschiedlich s trengen Kontrol-
len unterliegen. Die Liste der Grundstoffe kann von 
den zuständigen Organen der Vereinten Nationen 
bzw. der Gemeinschaft geändert bzw. ergänzt wer-
den. Die Kontrollverfahren be treffen insbesondere 
das Herstellen und Inverkehrbringen sowie den 
Außenhandel und damit zusammenhängende Tätig-
keiten wie z. B. die der Makler, Lagerhalter oder 
Beförderungsunternehmer. 

Die von den Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
eingebrachten und vom Ausschuß angenommenen 
Änderungen greifen einmal Anregungen des Bundes-
rates auf und sind zum anderen klarstellender 
Natur. 

3. Zu den Beratungen im Ausschuß 

Der Ausschuß insgesamt begrüßte den Gesetzentwurf 
mit der Zielsetzung der Einschränkung der illegalen 
Drogenherstellung durch eine Verhinderung der miß-
bräuchlichen Abzweigung und der Verwendung 
bestimmter chemischer Erzeugnisse, indem wesentli-
che Kontrollmaßnahmen im Rahmen der Herstellung, 
des Inverkehrbringens und der Ausfuhr eingeführt 
werden. 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. unterstrichen ihre Auffassung, daß es richtig 
sei, bei den einzelnen Drogenabhängigen anders zu 
verfahren als bei professionellen Händlern. Es gäbe 
aber Erkenntnisse, daß die Händler sich darauf ein-
stellten und nur noch mit den Gebrauchsmengen 
angetroffen würden, die als geringfügig anzusehen 
seien. Deshalb und wegen der vorgesehenen Mög-
lichkeit, daß in einem sehr engbegrenzten Rahmen 
Originalpräparate vergeben werden könnten, lehnten 
sie den Antrag der Fraktion der SPD ab. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD betonten, die 
Schaffung eines Grundstoffüberwachungsgesetzes 
sei eine geeignete Gelegenheit, die bundeseinheitli-
che Entkriminalisierung der Drogenkonsumenten 
sicherzustellen. Mit einer solchen Änderung werde 
auch dem Ziel des Urteils des Bundesverfassungsge-
richts entsprochen, das eine Entkriminalisierung von 
reinen Konsumentendelikten verlangt. Außerdem 
müsse die Substitutionsbehandlung erleichtert wer-
den, weil sie sich international bewährt habe. Sie 
brachten darum einen Änderungsantrag mit diesen 
Zielen ein. Sie begrüßten den Gesetzentwurf insge-
samt, enthielten sich aber bei der Schlußabstimmung 
der Stimme, da die Mitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. den Antrag der Fraktion der 
SPD abgelehnt hatten. 

B. Besonderer Teil 

Soweit die Vorschriften des Gesetzentwurfs unverän-
dert übernommen wurden, wird auf deren Begrün-
dung verwiesen. Zu den vom Ausschuß angenomme-
nen Änderungen ist folgendes zu bemerken: 

Zu § 2 Nr. 9 

Die Begriffsbestimmung des Entwurfs lehnt sich an § 4 
Abs. 17 des Arzneimittelgesetzes an, weicht indessen 
von dem Verständnis des „Inverkehrbringens" im 
Rahmen des Betäubungsmittelgesetzes ab. Insbeson-
dere wird hierunter im Betäubungsmittelgesetz nicht 
die Vorratshaltung verstanden. Auch Artikel 1 Abs. 2 
Buchstabe b der Richtlinie 92/109/EWG des Rates vom 
14. Dezember 1992 geht von einem anderen Ver- 
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ständnis aus, indem jede Abgabe — kostenlos oder 
gegen Bezahlung — von in der Gemeinschaft herge-
stellten oder in den freien Verkehr gebrachten, erfaß-
ten Stoffe als Inverkehrbringen de finiert wird. Wegen 
der ähnlichen Regelungsmaterie und Zielsetzung 
sollte sich das Gesetz am Sprachgebrauch des Betäu-
bungsmittelgesetzes orientieren. 

Zu § 4 Abs. 4 Nr. 1 

Der Entwurf verpflichtet in § 4 Abs. 1 Nr. 1 die 
Wirtschaftsbeteiligten, „im Rahmen der ihnen zumut-
baren Sorgfalt" Vorkehrungen zu treffen, um eine 
mißbräuchliche Verwendung von Grundstoffen zu 
verhindern. Es ist unklar, ob damit die Sorgfalt in 
eigenen Angelegenheiten oder ein objektiver Begriff 
gemeint ist, der die Zumutbarkeit besonders hervor-
hebt. Deswegen sollte auf den üblichen Begriff der im 
Verkehr erforderlichen Sorgfalt (§ 276 BGB) zurück-
gegriffen werden. 

Zu § 6 Abs. 2 

Bei der Verweisung in § 6 Abs. 2 im Entwurf auf § 26 
Abs. 1 Satz 2 handelt es sich um einen Druckfehler; es 
muß richtigerweise heißen: § 26 Abs. 1 Satz 3, wo die 
Unterrichtungspflicht des Bundesgesundheitsamtes 
an die Gemeinsame Stelle geregelt ist. Die Bundesre-
gierung hat in ihrer Gegenäußerung zu der Stellung-
nahme des Bundesrates unter Nummer 13 erklärt, daß 
dieses redaktionelle Versehen im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren korrigiert werden muß. 

Zu §7 

Wie in der Stellungnahme des Bundesrates (Anlage 2 
zur Drucksache 12/6961) unter Nummer 7 ausgeführt, 
sollte die Erlaubnis für Apotheker und Betreiber einer 
tierärztlichen Hausapotheke auf apothekenübliche 
Grundstoffmengen begrenzt werden, um eine Umge-
hung des Grundstoffüberwachungsgesetzes zu ver-
hindern. 

Zu § 16 

Die unter Nummer 8 der Stellungnahme des Bundes-
rates vorgeschlagene Ergänzung sollte aus folgenden 
Gründen übernommen werden: In der Chemikalien-
verbotsordnung werden für bestimmte besonders 
gefährliche Stoffe, die auch vom Entwurf erfaßt wer-
den, bei ihrer Abgabe an Dritte Erlaubnis-, Anzeige-, 
Informations- und Aufzeichnungspflichten des Abge-
benden festgelegt. Diese Vorschriften sind aus Grün-
den der Vollzugs- und Rechtsvereinfachung neben 
denen des Entwurfs anzuwenden. Eine vergleichbare 
Regelung findet sich in § 17 Entwurf zur Einstufung, 
Kennzeichnung und Verpackung. 

Zu § 18 Abs. 6 

Die Notwendigkeit einer Klarstellung des Wortlautes 
ergab sich auf Grund der Beratungen der Ausschüsse 
des Bundesrates, in denen Unsicherheit darüber 
bestand, auf welche Behörde sich diese Regelung 
bezieht. Die Änderung stellt nunmehr klar, daß dieser 
Absatz ausschließlich Befugnisse des Bundesgesund-
heitsamtes zur Verarbeitung und Nutzung der Mel-
dungen und — da das Bundesgesundheitsamt keine 
Strafverfolgung im Sinne des § 1 Nr. 1 Entwurf 
betreiben darf — nur für den in § 1 Nr. 1 genannten 
Zweck regelt. 

Zu § 20 

Hinsichtlich des Rechtes der beauftragten Behörden, 
Grundstücke etc. zu betreten und zu besichtigen, 
besteht eine Duldungs- und Mitwirkungspflicht des 
zur Auskunft Verpflichteten (§ 21 Abs. 1 Nr. 1), die 
bußgeldbewehrt ist (§ 30 Abs. 1 Nr. 8). Der Wortlaut 
des § 20 Entwurf ist insoweit nicht eindeutig, als sich 
die beauftragten Personen von der Rechtmäßigkeit 
des vorgefundenen Zustandes „zu überzeugen" 
haben und eine Ordnungswidrigkeit bereits in dem 
Fall angenommen werden könnte, daß sich die Behör-
den hiervon nicht überzeugen können. Demgegen-
über geht es jedoch in diesem Zusammenhang darum, 
daß die beauftragten Behörden die Möglichkeit der 
Prüfung erhalten. 

Die Formulierung entspricht der in den Stellungnah-
men des Bundesrates unter Nummer 10 vorgeschlage-
nen Änderung. 

Zu § 29 Abs. 1 

In die Strafvorschrift des § 29 Abs. 1 Nr. 2 ist auch der 
unerlaubte Erwerb der in Anlage I Kategorie 1 
bezeichneten Grundstoffe einzubeziehen, da § 7 
Abs. 1 des Entwurfs die Erlaubnispflicht auch auf den 
Erwerb der in Anlage I Kategorie 1 bezeichneten 
Grundstoffe erstreckt. 

Zu 34 

Es handelt sich zum einen um eine aus rechtlichen 
Gründen gebotene Richtigstellung der § 29 Abs. 2, 
Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 und 6, § 30 Abs. 1 Nr. 1, § 30a 
Abs. 1, § 30c Abs. 1 Satz 1 und § 33 Abs. 1 Nr. 1 des 
geltenden Betäubungsmittelgesetzes. 

Durch das am 16. September 1992 in Kraft getretene 
Gesetz zur Änderung des Betäubungsmittelgesetzes 
(BGBl. I S. 1593) wurde an den bisher einzigen Satz 
von § 29 Abs. 1 ein Satz 2 angefügt. Die dadurch 
bedingten notwendigen redaktionellen Folgeände-
rungen der vorgenannten Vorschriften, die im Rah-
men der Gesetzesnovellierung versehentlich unter-
blieben sind, müssen nunmehr aus Gründen der 
Rechtssicherheit und -klarheit nachgeholt werden. 
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Gleiches gilt für die in § 30c Abs. 1 Satz 1 und § 33 
Abs. 1 Nr. 1 enthaltene Verweisung auf § 29 Abs. 1 
Nr. 4, Durch das am 28. Februar 1994 in Kraft 
ge tretene Ausführungsgesetz Suchtstoffübereinkom-
men 1988 (BGBl. I S. 1407) ist § 29 Abs. 1 Nr. 13 
— neu — in modifizierter Fassung an die Stelle von 
§ 29 Abs. 1 Nr. 4 ge treten. Auch hier muß die 
unterbliebene Folgeänderung aus den oben ausge-
führten Gründen nachgeholt werden. 

Zu § 35 

Die in § 34 vorgenommenen Änderungen des Betäu-
bungsmittelgesetzes erfordern Folgeänderungen in 
§ 261 Abs. 1 Nr. 2 StGB. Der bisherige Verweis in § 261 
Abs. 1 Nr. 2 StGB auf § 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 11 BtMG 
muß durch den Verweis auf dem künftigen § 29 Abs. 1 
Nr. 1 Entwurf ersetzt werden. 

Zu § 36 

Zwar ist der Wortlaut des Betäubungsmittelgesetzes 
in der vom 28. Februar 1994 an geltenden Fassung auf 
Grund des Artikels 6 des Ausführungsgesetzes Sucht-
stoffübereinkommen 1988 vom 2. August 1993 
(BGBl. I  S. 1407) neu bekanntgemacht worden (BGBl. I 
S. 359). Infolge der durch § 34 GÜG erfolgten weiteren 
Änderungen des Betäubungsmittelgesetzes ist aber 

Bonn, den 16. Mai 1994 

Gudrun Schaich-Walch 

Berichterstatterin 

die Aufnahme einer Neubekanntmachungserlaubnis 
zur Erleichterung der Rechtsanwendung geboten. 

Zu § 37 

Durch diese Änderung soll sichergestellt werden, daß 
das Grundstoffüberwachungsgesetz und die auf 
Grund der § 23 Nr. 2, § 29 Abs. 5 und § 30 Abs. 3 zu 
erlassenden Rechtsverordnungen gleichzeitig in Kraft 
treten. § 23 Abs. 2 ermächtigt zu Bestimmung der 
gebührenpflichtigen Tatbestände sowie der Kosten-
höhe durch Rechtsverordnung; § 29 Abs. 5 und § 30 
Abs. 3 ermächtigen zum Erlaß einer Rechtsverord-
nung zur Bezeichnung der Straf- und Ordnungswid-
rigkeitentatbestände bei Verstößen gegen unmittel-
bar geltende Rechtsakte der Gemeinschaft. 

Da Rechtsverordnungen erst ausgefertigt und verkün-
det werden dürfen, wenn die Ermächtigungsnorm in 
Kraft ge treten ist, muß die Ermächtigungsnorm sofort, 
d. h. „am Tag nach der Verkündung" in Kraft tre-
ten. 

Für die übrigen Vorschriften des Gesetzes ist für das 
Inkrafttreten eine mindestens fünfmonatige Vorlauf-
zeit vorgesehen, damit in der Wirtschaft und Verwal-
tung die notwendige Zeit für die administrative Vor-
bereitung zur Anwendung des Gesetzes zur Verfü-
gung steht. 






